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Vorwort zur 11. Auflage

Seit der ersten Auflage ist es gemeinsames Ziel der
Autoren, das Allgemeine Verwaltungsrecht unter
besonderer Berücksichtigung seiner Anwendung in der
Verwaltungspraxis darzustellen, ohne dabei die
dogmatischen Grundlagen zu kurz kommen zu lassen. Das
Lehrbuch ist primär an den Bedürfnissen der Studierenden
an den Hochschulen für öffentliche Verwaltung
ausgerichtet, soll aber auch Verwaltungspraktikern,
Studierenden der Rechtswissenschaften sowie
Rechtsreferendaren einen praxisnahen Zugang zu der
Materie ermöglichen. Diese Grundkonzeption, die durch
eine systematische Darstellung unter Einbeziehung einer
Vielzahl von Beispielen und praktischen Fällen
gekennzeichnet ist, wird auch mit der vorliegenden
Neuauflage weiterverfolgt. Die Neuauflage berücksichtigt
den Rechtsstand zum 28.  Februar 2021. Insbesondere
wurde das Datenschutzrecht (Kapitel  16) unter
Berücksichtigung der Datenschutz-Grundverordnung, des
neuen Landesdatenschutzgesetzes sowie weiterer
datenschutzrechtlicher Bestimmungen überarbeitet. Auch
die am 17.1.2021 in Kraft getretene Neufassung des baden-
württembergischen Polizeigesetzes sowie die Anpassung
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes an das
Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes mit Wirkung zum
17.2.2021 wurden berücksichtigt.
 
Besonderer Dank gilt unserem Kollegen Prof. Dr. Heinz-
Joachim Peters, der als langjähriger Mitautor maßgeblich
an der Weiterentwicklung des Werkes mitgewirkt hat,
sowie den neu hinzugetretenen Kollegen Prof. Dr. Torsten
Hartleb und Prof. Dr. Thorsten Hesselbarth, die eine
zeitnahe Aktualisierung ermöglicht haben.



 
Für Anregungen und Kritik – vor allem auch aus dem Kreis
der Studierenden – ist das Autorenteam weiterhin dankbar.
 
Im März 2021
Annette Zimmermann-Kreher
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Bescheidtechnik in ein umfassendes
Bescheid-Qualitäts-Management
3. Bescheidtechnik und
Informationstechnologie

II. Die große Bedeutung der Kommunikation
von und in Behörden

B. Aufbau und Inhalt von Bescheiden
I. Beispiel
II. Gliederung
III. Einleitung
IV. Tenor

1. Tenorierung des Entscheidungssatzes
2. Tenorierung von Nebenbestimmungen
3. Tenorierung der Anordnung der
sofortigen Vollziehung
4. Tenorierung der Androhung von
Zwangsmitteln
5. Gebührenentscheidung
6. Hinreichende Bestimmtheit

V. Begründung
1. Allgemeine Überlegungen
2. Der Sachverhalt
3. Die rechtlichen Gründe

VI. Rechtsbehelfsbelehrung
VII. Grußformel und Unterschrift
VIII. Interne Bearbeitungsvermerke

C. Widerspruchsbescheide
I. Das Widerspruchsverfahren im Überblick
II. Der Widerspruchsbescheid



1. Tenor
2. Begründung

D. Vertiefungshinweise und
Wiederholungsfragen

I. Vertiefungshinweise
II. Wiederholungsfragen

Zweiter  Abschnitt Besondere Handlungsformen
Kapitel  12 Der öffentlich-rechtliche Vertrag
(Steinhorst)

A. Einführung
B. Rechtsgrundlagen
C. Begriff des öffentlich-rechtlichen Vertrages i. 
S.  d. §§  54 LVwVfG (§§  53  ff. SGB  X)

I. Vertrag
1. Allgemeines
2. Abgrenzung von anderen
Kooperationsformen

II. Auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
1. Verwaltungsrechtliche Verträge
2. Abgrenzung von privatrechtlichen
Verträgen
3. Gemischte und zusammengesetzte
Verträge

III. Begründung, Änderung oder Aufhebung
eines Rechtsverhältnisses

D. Arten öffentlich-rechtlicher Verträge
I. Koordinations- und
subordinationsrechtliche Verträge
II. Verpflichtungs- und Verfügungsverträge
III. Vergleichs- und Austauschverträge

E. Die Rechtmäßigkeit eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages

I. Ermächtigungsgrundlage;
Vertragsformverbote
II. Formelle Rechtmäßigkeit des öffentlich-
rechtlichen Vertrages



1. Zuständigkeit
2. Mitwirkungserfordernisse
3. Form

III. Materielle Rechtmäßigkeit des öffentlich-
rechtlichen Vertrages

1. Allgemeines
2. Vergleichsvertrag
3. Austauschvertrag

F. Der fehlerhafte öffentlich-rechtliche Vertrag
I. Allgemeines
II. Nichtigkeitsgründe (§  59 LVwVfG; §  58
SGB  X)

1. Prüfungsreihenfolge
2. Nichtigkeitsgründe nach §  59 II LVwVfG
(§  58 II SGB  X)
3. Nichtigkeitsgründe nach §  59 I LVwVfG
(§  58 I SGB  X)

III. Teilnichtigkeit
G. Vertragsabwicklung und Leistungsstörungen

I. Anwendung zivilrechtlicher Vorschriften
II. Anpassung und Kündigung in besonderen
Fällen

H. Die Durchsetzung von Ansprüchen aus einem
öffentlich-rechtlichen Vertrag

I. Rechtsweg
II. Statthafte Klageart
III. Unterwerfung unter die sofortige
Vollstreckung
IV. Beispiel eines öffentlich-rechtlichen
Vertrages

I. Vertiefungshinweise und
Wiederholungsfragen

I. Vertiefungshinweise
II. Wiederholungsfragen

Kapitel  13 Planung und Plan
(Hartleb/Peters)



A. Einführung
B. Planungsarten

I. Allgemeine staatliche Planung
II. Raumplanung

1. Räumliche Gesamtplanung
2. Räumliche Fachplanung

C. Planungsprozess
I. Rechtscharakter
II. Inhaltliche Anforderungen

1. Planrechtfertigung
2. Planungsleitsätze
3. Abwägung
4. Abstimmungsgebot
5. Rechtsformen für die Planungsinhalte

III. Planaufstellungsverfahren
1. Überörtliche Gesamtplanung
2. Bauleitplanung
3. Schutzgebietsfestsetzungen
4. Planfeststellungsverfahren
5. Plangenehmigungsverfahren

IV. Plansicherungsmaßnahmen
1. Raumordnungsverfahren
2. Planerische Untersagung

D. Vertiefungshinweise und
Wiederholungsfragen

I. Vertiefungshinweise
II. Wiederholungsfragen

Teil  III Verwaltungsverfahren
Kapitel  14 Allgemeines Verwaltungs verfahren
(Walker/Schad)

A. Einführung
I. Anwendungsbereich der
Verwaltungsverfahrensgesetze

1. Warum Verwaltungsverfahrensgesetze?
2. Anwendungsbereich

II. Begriff des Verwaltungsverfahrens



1. Tätigkeit von Behörden
2. Externe Wirkung
3. Verfahrensergebnis
4. Das allgemeine Verwaltungsverfahren

III. Nichtförmlichkeit des
Verwaltungsverfahrens

1. Einführung
2. Form des Verwaltungsakts und
Rechtsbehelfsbelehrung

IV. Amtssprache
1. Einführung
2. Das Fristenproblem

B. Behörde
I. Begriff
II. Zuständigkeit

1. Arten von Zuständigkeiten
2. Durchbrechung der Zuständigkeiten
3. Verhalten bei Unzuständigkeit

III. Ausgeschlossene Personen und Besorgnis
der Befangenheit

1. Ausgeschlossene Personen
2. Besorgnis der Befangenheit

C. Verfahrensbeteiligte
I. Beteiligungsfähigkeit und Handlungsfähigkeit
II. Beteiligte
III. Bevollmächtigte und Beistände

D. Verfahrensrechte
I. Das Recht auf Beratung und Auskunft

1. Vorrang des Gesetzes
2. Anwendung
3. Folgen einer Zuwiderhandlung

II. Das Recht auf Akteneinsicht
1. Die Anspruchsvoraussetzungen des §  29 I
LVwVfG
2. Die Anspruchshindernisse des §  29 II
LVwVfG


